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1 Rechtsgrundlagen des Bebauungspla ns 

• Baugesetzbuch (BauG"B) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (8GBI. I. S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.06.2005 
(BGBL 1 S. t818') 

• Verordnung üb$r die bauliche Nutzung der GrundstOcke (Bau nutzungs­
verordnung· BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (8GBI. I, S. 132), zuletzt geändert durch Artiket 3 des Gesetzes 
'zur Erleichte!ung ' von Investitionen und der: Ausweisung und BereJtstertu ng 
von Wohnbauland vom 22.04,1993 (BGBL I, S. 466). 

• Verordnung über die Ausarbeitung der BauJ.eltplanlmg SOW1e Ober die 
Darstellung,des PlaninhaUes {PIanzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90} 
vom 18.12.1990 (8GBL I, S. SB)" 

2 Rechtsgrundlage der Örtlichen B-auvorschriften 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 08.08.95 (GBL 
S. 617)., zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes zur Neu regelung des Ge­
münrenrechtsvom 14.122004 (GBL S. 895). 

3 Anhang zum Bebauungsplan 

• Pflanzenfiste 

4 Anlagen des Bebauungsplans und der Örtlichen Bauvor­
schriften 

• Begründung (ind. Umweltbencht) 
• Grünordnungsplan 

Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
bisher bestehenden planungs-und bauordnungsrechtJichen -Festsetzungen sowie 
f.rÜhere haupolizeillche Vorschilften werden aufgehoben 



A PLAN'UNGSRECHTLICHE F'ESTSETZUNGEN 

A1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs, 1 Nr. 1 BauGE und §§ 1-11 BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb - Nutzungsschablone sind festgesetzt: 

A1.1 MI- Mischgebiet 
(§ 6 BauNVO) 

Zulässig sind: (§ 6 Abs. 2 BauNVO) 
W,ohngebäude, 
Geschäfts- und Bürogebäude, 
Elnzelhandelsbetriebe mit nichtzentrenrelevanten Sortimenten sowie Lebens­
mittel (siehe unter Zift. 1.4, Liste der nichtze-ntrenrelevanten Sortimente), 
Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
sonstige Gewerbebetriebe, 
Anlag,en für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheit­
liche und sportliche Zwecke. 

Nicht zUlässig im Sinne des § 1 Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 9 BauNVO sind: 
Einzelhandelsbetriebe soweit sie nicht unter den oben genannten zulässigen 
Nutzungen aufgeführt sind, 
Garte nbaubetrlebe, 
Tankstellen, 
Vergnügungsstätten. 

Nich1 zulässIg gemäß § 1 Abs.6 Nr. 1 BawNVO sind außerdem: 
die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 6-Abs. 3 BaLJNVO. 

Bei nicht-zentrenrelevanten Eif1zelhandelsvorhaben darf ·die Verkautsfläche 1 für 
z-entrenrelevanle Waren des Rand- und Erganzungssortiments 10 % der jeweiligen -
Verkautsfläche des einzelnen Betriebs nicht übersteigen. 

1 Verkaufsfläche gemäß Nr. 2.2.4 des 
vom 21 .02.2001, Az.: 6-25Q0.4/7 {GABJ. S.290}: Verkal!fsfläche ist die Fläche, die dem 
Verkauf dienteinschi ießlich der Gänge, Treppen in den Verkaufs räumen, .8tandflächen fOr 
Einrichtungsgegen 'stände, Kassenzonen, Schaufenste.r und sonstige Rächen, soweit sie 
dem Kunden zugänglich sind, sowie Freiverkaufsflächen, soweit sie nicht nur vorüberge­
hend genutzt werden. 



1.2 . ·G:EE' - ' Einge,schränk;tes 
(§8S.awNVO) . 

Es Sind das· Wohnen'niCht w&sentllchstören. Zu 
den nichtwesefltlich stören.deiJ Betrieben 9$hOren auch solche, die durch aktive 
SChatlschutZmaßnahmen' die Immissiönswerte einhalten.. . 

Zulässig . sind: 
GewerbebeJriet)e, soweit sie niCht nachfolQ9'nd unzulässigen 
ausnahmsweise zulässigen Nutz'ungenaufgeführt werden! 

mit ,nichtzentrenrelevanten Sortimenten {siehe 
Zift. 1.4, Uste der nichtlentrenrelevanten Sortimente), 
öffentliche Betriebe, 

- und Verwaltungsg.ebätlde. 
Anlag·en. für Zwecke. 

AusnatlmSweis8-züläs.sig ge'm:äB§ 8 Abs. 3 Nr . . 1 und' Nr., 2 B'iiuNVO sind: 
'Wohnungenfur und Ber;eils'chaftsperspnen sowie f(Jr Betriebsinha-
be.r, und B.etr·jebSleitergemäß § 8 Abs. 3 1, · . 
· Anjagen kuI1urelle·,s.oziale .und gesl.mdheiUlche Zwecke. 

.. .' 

. zUlässig .Im Sinne des, § 1 5 und 9' BauNVOsind: 
soweit Sie' nicht unjer: den oben genan,nt-en',Zulässjgen' . 

. Nutzlm.gen}iufgeföhrfsihd. . .' ... 
· Fuhr-, $owiegenehl)'li,QI.mgspflichtige AflIa-
· 'gen . 
Lagerhäuser und Lagerplätze.: . 
T .. ' .' . . 

'" Nieht zulässigsincf,aUßerdemgemäß§ 1 Abs. 6Nr. 1 BauNVO; 
. . yergrtOgungsstatte·n·. ..' . . .' 

Eingeschränkt sind; . . '. . . 
.Stellplätze Und "oberirdjsche Garagen, s9weifsie nach §·37lBQ oder einer 
SteJlpratiSa:lzung.für ein Bauvorh.(lQ'en .. Stellplätze ' 

n-ur in Zusammenhang, il,it <:Je-neI11sprs.- ; 
eh.enden errichtet wen;te,n bind . 

. Baulinie Hothbautooerrichtet sind, die 'ein.e 
· B -28 .ZU .ihnen (§ ·12 IJJ}d ,AbS. :2 Nr. 2 ' .. ' 

.... ' SauGB). 'Offene und :S'teUpl,älze {-Carport$) sind rit;fr: in den hi&rfQr 
" :g'eKennzeiehneten 'Bereiclnm ,zulässi.g. (§ 1 4 BauNV'O) ' .. 

··'Be:i darf·die VerkaUfsfläche 1 tOr 
. zentrenrelevaoteWatend,e,s Rand- und 1"0% d.erjewetligell 

" 'Betriebs, nlehtübBrstSigeh. . 



A1.3 Sonderge'biet: großflächiger Einzelhandel und eingeschränktes 
Gewerbe ' 
(§ 11 8auNVO) 

Es sind nur solche Anlagen zulässig, die das Wohnen nicht wesentlich stören, Zu 
den nioht wesentlich störenden Betrieben gehören auch solche, die durch aktivs 
Schallschutzmaßnahmen -die Immissionswerte einhalten, 

Zülässig sind: 
Lebensrnitteleinzelhandelsbetriebe mit einer maximalen Verkaufsiläche 1 von 
1.200 ' m2• 

Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenre!evanten Sortimenten (s. unter Ziffer 
1.4, Liste der nicht zentrenrelevanien Sortimente); die Verkaufsfläche 1 für 
zentrenrelevante Waren des R.and- und Ergänzungssortlments darf 10 % der 
jeweiligen Verkaufsfläche, maximal 800 m2 Verkaufsfläche des einzelnen Be­
triebes nicht Obersteigen, 
sonstige Gewerbebetriebe, die keine Einze.lhandelsbetriebe sind, au Bar 

• Fuhr-, Speditions- und Busunternehmen 
• genehmigungspflichtige An'lagen nach dem 

schutzgese1z 
• Lagerhäuser und Lagerplätze 
• Tankstellen 
• Vergnügungsstätten 

Gebäude und Räume tür die Berufsausbildung freiberuflicher Tätigkeiten und 
solcher Gewerbebetreibender, die ihren Beruf In ähnlicher Art ausüben. 

Ausnahmsweise zulässig sind: 
Anlagen tür kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 

Eingeschränkt zulässig sind: 
Stellplätze und oberirdische Garagen , soweit sie ,nach § 37 LBO oder einer 
Ste Uplatzsalzung tur ein konkretes Bauvorhaben notwendig sind. Stellplätze­
und oberirdische Garagen dürfen nur in Zusammenhang mit den entspre­
chenden Bauvorhaben errichtet werden und r-licht bevor entlang der festge­
setzten Baulinie Hochbauten errichtet sind, die von der 
B 28 zu ihnen ausschließen. (§ 12 Ans. 6 BauNVO und '§ 9 Abs. 2 Nr. 2 
BauGB), Offene und überdachte Stellpl.ätze (Carports) sind nur in ·den hie.rfür 
gekennzeichneten Bereichen zulässig. (§ 1 Abs. 4 BauNVO) 

A1.4 Nicht zenlren,relevante Sortimente: 

aus: ''Zentre-n-I,md Märktekonzept, Versorgungszentren und großflächiger Einzel­
handel" vom Staeftplanungsamt der Univarsitätsstadt Tübingani 1·999. 

Nicht-zent.renrelevante Sortimente 

MöbeVEinrichtungen 
Büromöbel 
'BodenbelägefT apeten 
Fahrzeuge (ohne Fahrräder) 
KFZ-Teile 



Brennstoffe 
Bau· und Heimwerkerartikel 
PfianzenlGarlen-lZooartikel 

A2 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB LV.m. §§ 16-21 BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb-Nutzungsschablone sind festgesetzt: 

Grundflächenzahl, 
Höhe der baulichen Anlage über N.N.:,. Trauf- (TH) und Firsthöhe (-FH) als 
xima!e Gebäudehöhe sowie die Oberkante (OK) teilweise als zwingende und 
teilweise als maximale Gebäudehähe. 

Die Oberkante, die Färsthähe bzw. der Hochpunkt geneigter Dächer werden durch 
die Oberkante des-höchsten Punktes der baulichen Anlage definiert. 

Die Traufhöhe wird an dem Schnittpunkt der Wand mit der Dachhautgemessen. 

Die als Höchstmaß genannten Gebäudehöhen können ausschließlich bei Flachd,&­
ehern für technisch bedingte Aufbauten um_ eine Höhe von max. 2,00 maufeiner 
Grundfläche von m-ax. 10 % der betreUenden Gebäudegrundfläche übe-rschrilten 
werden. Weitergehende Überschreitungen - auch zur Nutzung von Sonnenenergie 
- können ausnahmsweise zugelassen werden. 

A.3 Bauweise 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGS i. V.m. § 22 BauNVOl 

Entsprechend Planeinschrieb - Nutzungsschablone wird festgesetzt 

0: offene Bauweise 
a1: abweichende im Sinne der oHenen Bauweise, jedoch ohne 

Längenbeschrähkung 
a2: abweichende Bauweise: im Sinne der offenen Bauweise, jedoch mit einer 

Längenbeschränkung von 70 m 

A4 Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO) 

Die Oberbaubare Grundstücksfläche wird durch-die im Plan dargestellten Baugren­
zen und Baulinie-n festgesetzt. An die Baullnie, die über einer Höhe von 342 m 
ü.N.N. gilt, muss mit der vorgegebenen Dachform angebaut werden. 



Baulinie übsr einer Höhe ,;>"'. 
von 342 m üIN.N. hm 

Baulinie unterhalb einer 
Höhe von 342 m ü.N.N. 
c 

Straße ------ ----

Tie.fgaragen bzw. unterirdische Gemelrtschaftsgaragen sind nur innerhalb der Bau­
,fel1lSter und in den hierfür gekennzeichneten Bereichen zulässig . 

A5 Offe ,ne SteHplätze, überdachte Stellplätze (Carports) und 

{§ 9 Abs , 1 Nr. 4 SauG8 LV.m , § 23 Abs. 5 BauNVO) 

Offene Stellplätze und überdachte Stellplätze (Carports), dIe ihrer Art nach zuläs­
sJ9 sind (vgl. A 1.2 und A 1.3) dürfen in der nicht übe:rbaubaren Grundstücks f läche 
nur in den hierfür vorgesehenen Bereichen enichtet werden. 

Oberirdische Garagen und Tiefgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundslückstlächen und in den hierlür gekennzeichneten Bereichen zulässig. 

A6 Nebenanlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 19 BauGB LV.m. § 14 und § 23 BauNVO) 

In der Zone zwische.n den im Plan dargestellten Baulinien und der ,südlichen Be­
bauungsplangrenze sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtung 1m Sinne 
von § 14 Abs. 1 BauNVO, soweIt es sich um Gebäude handelt, nicht zulässig. 

In den sonstigen Flächen außerhalb der überbauba.ren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtung im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO, 
soweit es .. sich um Gebäude handelt, ebenfalls nicht zulässig. Ausgenommen hier­
von sind Uberdachungen für Einkaufswagen, Mülleinhausungen und überdachte 
Fahrradabste!fplätze , 



A7 Zu- und Abfahrtsverbote 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4- und 11 BauGB) 

Bereiche! in denen von dar öffentlichen Verkehrsfläche nicht auf die angrenzenden 
privaten Grundstücke bzw. abgefahren werden darf, sind im Plan gekenn­
zei-ehnet. 

A8 Maßnahmen zum Schutz, zur und zur Entwick­
lu ng von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 8auGB) 

A8.1 Dezentrale B,eseitigung von NJederscl1:la,gswasserJOachdeckung 
Das unbelastete Dachflächenwasser der Gebäude 'N9stlic.h der PIanstraße ist ge­
drosselt dem Weilersbach, das der Gebäude östlich der PIanstraße gedrosselt (ü­
ber ein Retentionsbecken) der öffentlichen Kanalisation zuzuleiten . -

Dachdeckungen, bei' denen durch Auswaschungen Schadstoffe ir) den Untergrund 
gelangen können (wie bei den unbehandeUen Materialien Zink, Blei oder Kupfer), 
sind nicht zulässig. 

A8.2 FNL 1 - Gewässerbegleitende Grünfläche mit Retentionsrnulde -n fü-r 
Dachtläehenwa .sser 
Unveränderte Erhaltung aller vorhandenen Gehölze. Abtragung des Dammes am 
östlichen Ufer des Weilersbachs. Abflachung und naturnahe Gestaltung des Ge­
wässerrandst reite:ns duroh Anpflan.zung von standortgerechten Säumen., Sträu­
chern und/oder Hochstaudenflu ren, 
Anjage von natumah gestalteten, flachen Retentionsmulden zur Aufnahme des 
Dachflächenwassers der angrenzenden Bebauung. Gedrosselte Ableitung des 
Wassers in den Weilersbach. 
Die Fläche zwischen und den Baliflächen des G EE ist von Quer­
riegel bildenden, gesch!_ossenen Gehölzstrenen um die klimawirksa­
me Funktion der Fläche aufrecht zu erhalten. Anlage I Erhahung von 
ehe.n, die extensiv zu pflegen sind. Entwicklung von Feuchtwiesen, Röhricht oder 
Hoehstaudenfluren im Bereich der Mulden. 
Einfriedigungen sind in der FNL-Fläche unzulässig. 

Ag Mit Geh ... , Fahr .. und LeUungsrechten zu belastende Flä­
chen 
(§ 9 Abs. 1 Nr.21 BauG8) 

Die mit Gehrecht GR eingetragenen sind mit einem Gehrecht zugunsten 
der Allgemeinheit zu belasten. FahlTadverkehr ist zulässig. 

Die mit Fahrrecht FR eingetragenen Flächen sind mit einem Faihrrecht zugunsten 
der Anlieger zu belasten. Fahrradverkehr ist zulässig. 

Die mit Leitungsrecht LR eingetragenen Flächen sind mit einem leitungsrecht zu­
gunsten der Versorgungsträger und der Stadt Tübingen zu belasten. 



A 10 Bauliche und sonstige technischen Vork.ehrungen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sons .. 
tigen Gefahren 'im Sinne des Bundesimmissionsschutz .. 
gesetzes oder zur Vermeidung oder Minderung solcher 
Einwirkungen 

A11 

A11.1 

(§ e Abs. 1 Nr. 24 BauG8) 

Entsprechend den im Plan c!argestemen Larmpegelbereichen nach DIN 4109 sind 
passive l ärmschutzmaßnahmen gern. 24. B ImSchV entsprechend der DIN 4109 
zu errichten. 
Auf der im Plan durch Schraffur dargestellten Fläche ist eine Lärmschutzwand von 
3 m zu errichten. 
Auf der im Plan durch Karo dargestellten Fläche sind aktive Lärmschutzmaßnah­
men zulässig. 

Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen und Bindungen für Bepflanzungen und 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be­
pflanzungen sowie von Gewässern 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauG 8) 

PfianZZW311g 
Die als Pfianzzwänge festgesetzten Maßnahmen sind fachgerecht herzustellen 
und dauerhaft zu unterha tten, zu pflegen und bel Ausfall zu ersetzen. Zur Ve,rwen­
dung kom mende Pflanzen und Materialien müssen den entsprechenden Qualitäts­
normen {DlN Norm) entsprechen und fachgerecht eingebaut w9.rden. 

An den dargestellten Standorten sind entsprechend den nachfolgend aufgeführten 
Fest?etzungen vorzunehmen. 
(Pf lanzlisten für die Pflanzzwänge (pzpb) und Grünfestselzungen sind im Anhang 
tabellarisch zusammengefasst.), 

PUanzzwang - Einzelbäume 

Auf den f,estgesetzten Standorte!,) sind als Hochstämme gezogene Bäume gemäß 
p'flanzen liste und dauerhaft zu erhatten. Der Stammumfang zum 
Zeitpunkt der Pflanzung hat mindestens 16cm zu betragen (gemessen in 1,0 m 
Höhe). 
Die eingetragenen Pflanzenstandorte können, falls erforderlich, um bis zu m 
verschoben werden. Als Mindestabstand zwischen Häume n und Fahrbahnrand der 
Bundesstraße sind 4,5 meinzuhalten. 

Pf'lanuwang 1 (pzpb 1,) - Grünstreifen 

Die mit pzpb1 ge kennzeichneten Bereiche sind als Wiesen-, Rasen- oder Boden­
deckerflächen mit.miindestens 50 % der Fläche als freiwachsendem Heckenstrei­
fen und mindeste ns 25 Bäumen (gemäß Ptlanzliste im Anhang) anzulegen. zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. 



pflanzzwang 2 (pzpb 2) - Straßenr8umbeg rünung 

Die mit ,pzpb2 gekennzeichneten Flächen sind als Wiese anzulegen oder mit 
Stauden und iode r Bodendeckern gärtnerisqh zu gestalten. VerweIs arychl auf Ziffer 
A 12. 

Pflanzzwang - Extensive Dach:begrü nu,ng-

Flachdächer und bis zu 10 0 geneig te Dachflächen, die ke-ine Aufenthaltstunktio n 
erfülle n und nicht aus Glas bzw . zur Solarenergienutzung ausgebildet sind, sind zu 
mind. 70 % auf einer kulturfähigen Substratschicht von mindestens 8 cm dauerhaft 
zu begrünen. 

Pflanzzwang - Parkplatzbegrünung 

Für -die Anlage va n jeweils 6 ebenerdige n Stellplätzen ist ein 1 gre ß renlgar Laub­
baum (Baumarten entsprechend Pflanzenliste) anzupflanzen, zu pflegen und bei 
Abgang gleich\NElrtigf-artig:zu Die Baumpflanzungen sind den 
zen zuzuordnen und mit Erdschluss auszuführen. Die Pflanzbee l e müssen eine 
Mindes tgröße von 4 qm haben. Der Stammumfang zum Zeitpunkt der Pflanzung 
hat mindestens 16 cm z.u betragen (gemessen in 1.0 m Höhe). 

A12 Fest$etzung bis zum Eintritt bestimmter Umstände 
(§ 9 Abs. 2 Nr. 28auGB) 

Bis zum ,Ausbau der ist die im Ptan gekennzeichnete Fläche ent­
sprechend Ziffer A 11.1 mit einem Pflanzgebo1 pzpb 2 zu begrünen. Ab dem Aus­
bau der Bunde.sstraße ist eine VerkehrsfJäche zulässig. 



'B ÖRTLI,CHE BAUVORSCHRIFTEN 
(§ 74 Abs. 7 LBO) 

81 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

-81.1 Dachgestaltung 

Dachform/.neigung 

Zulässig srnd Dachformen und Dachneigungen entsprechend Planeinschrieb . 

DIe im Plan festgesetzte Sonderdachtorm 1 (DF1) hat folgender Maßen zu 
scheinen: 

Die im Plan festgesetzte Sonderdachform 2 (DF2) hat folgender Maßen zu er­
scheinen: 



Die Im Plan festgesetzte Sonderdachform 3 (DF3) hat folgender zu er­
scheinen: 

1,80 

.. 

Ausnahmen bezüglichder Dachneigungund -form können zugelassen werden: 
für untergeordnete Dächer, untergeordne1e Bauteile, für Dächer von Dach­
gauben, Vordächer und Dächer von Vorbauten €lcL 

Dach- und Fassadenge$taltung 

Regenerative Sonnenenergieanlage n sind auf Dächern und Fassade.n gene rell zu­
lässig. Die vorgegebenen Hüllkurven der Sonderdachformen müssen dabei ein­
gehalten werden. 

82 Werbeanl.agen 
,(§74 Abs. 1 Nr. 2 LBb) 

Werbeanlagen sind an der Stätte de'r Leistung und nur entsprechend den folgen­
den Ausführunge.n zu Lage, Maßen und Anzah1 zulässig. 
Unzuläss ig s·ind Werbeanlagen mit wechselndem, bewegten oder laufendem Licht 
sowie Booster (Lichtwerbung am Himmel) 

Die unterscheiden sich für folgende Bereiche WK 1, WK 2, WK 3 
und MI: sieheUbersichtsplan W-erbeanlagankonzept. 

Bere i,z:h WK1: 
An der SOdfassade der Gebäude entlang der Herrenbergerstraße (Bereich WK1) 
wird unte rschieden zwischenWerbeanlagen oberhalb ejner Höhe von 342 m 
ü.N.N. und Werbe.anlagen unterhaib einer Höhe von 342 m ü.N. N .. 
Die Werbeanlagen oberhalb einer Höhe von 342 m ü.N.N. müssen entsprechend 
den .Fens tern (siehe' unten stehende Abbildung) irt die Dachfläche imegr iert wer­
den. Die einzelnen Werbeanlagen dürfen eine Höhe von 2,50 mund eine Breite 
vön 2,36 m nicht überschreiten. Pro angefangene 35 Ifm Fassadenlänge ist eine 
entsprechende Werbeanlagen zulässig. 



Unterhalb einer Höhe von 342 m ü.N.N. sind Werbeanlagen mit einer Rahmengrö­
ße bis zu 1,.30 m Höhe und 4,50 m Breite zulässig. Pro angefangene 90 Ifm Fas­
sadenlänge ist eine entsprechende Werbeanlage zulässig. 

Werbeanlagen angepasst an Fensteröttnung: 
H: 2,50" m; B: 2,35 m 

Werbeanlagen mit einer Rahmengröße : 

Detail Südfassade H: 1,30 m; B: 4,50 m 

An der Nördfassade de"S Bereichs WK1 sind keine Werbeanlagen zulässig, 

An den Ost- und Westfassaden des Bereichs WK 1 istauf der Höhe der Fenster­
öffnungen der Obergeschosse der Südfassade je eIne Werbeanlage mit einer ma­
ximalen Rahmenhöhe von 2,50 m und einer Brette von 2,10 m zulässig. 

Werbeanlagen mit einer Rahmangrö& : 
H 2,50 m; E: 2,1 0 m 

Bereich WK 2: 
Im WK 2 sind an den Gebäude1assaden folgende Werbeanfagen zulässig: 

Breite-von 2 m dart die Höhe derWerbeanlage nur 1,30 m betrag'en. Die 
Längenbeschränkung beträgt hierbei 6,50 m. Bis zu einer Breite vr.:m 2 m darl die 
Werbeanlag@ ,bis 2U 2 m hoch sein. Die Oberkante der Werbeanlagen muss mit 
der Oberkante des Gebäudes bündig abschließen. Ausnahmsweise darf die Ober­
kante des Gebäudes um 20 cm überschr i tten werden. Die Anzahl 
chende.n Werbeanlagen ist bei den Ost- und Westiassaden auf je eine, bei der 
Nordtassade auf eine pro angefang.ene 60 lfm Fassadenlänge begrenzt. 



Werbeanlagen miteinsJ Rahmengröße : 
H: 1,30 m; B: 6,20 m 

Werbeanlagen mit einer -Rahmengröße: 
H: 1,00 m; B: 1,6.0 m 

Des Weiteren ist e'ine selbstständige Werbeanlage an der von der Plan­
straße zum Gebiet mit einer maximalen Höhe von 5,SOm und einer Breite von 
2,10 m 

Bereich WK 3 
Im WK 3 clürfen die Werbeanlagen 3 % (ier Fassaden11äche nicht überschreiten, 
dabei darf die einzelne Werbeanlage die Höhe von 2,50 m und eine Breite von 
2,35 m nicht überschreiten und muss den Fensteröffnungen angepasst werden. 

MI 
Im Mtschgebiet isi eine Werbeanlage von 1 m auf 1,5 m an der Fassade zulässig. 

83 Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der un­
bebauten Flächen und Gestaltung und Höhe von Ein­
friedigungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 l 80) 

83_1 Mütlbehälte'rstandplätze 
Die MüUbehälter sind durch -geeignete Vorkehru ngen (z.8. Sichtblenden, Bepflar:J­
zung) allsei1ig und dauerhaft ,gegen Einblick abzuschirmen. Sie sind gegen direkte 
Sonneneinstrahlung zu schützen. 

84 ' Aufschüttungen und Abgrabungen 
(§ 74 Abs. 3 Nr. 1 LBO) 

Aufschüttungen und Abgrabungen von mehr als 2,0 m des natürlichen Gelände­
verlaufs sind nicht zulässig. Dabei ist darauf zu achten, dass der natürliche Gelän­
deverlaui nicht wesentlich geändert wird. Die Geländeverhältniss9 der Nachbar­
grundstücke sind zu berücksichHgen. Abgrabungen zur Belichtung von Aufent­
haHsraumen im Untergeschoss sind nicht zulässig. 



C HINWEISE 

C1 Bodendenkmale 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte archäologische ent­
deckt werden. Diese sind unverzüglich dem. Landesdenkmalamt Baden Württem­
berg anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werkta­
ges nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 
Denkmalschutzbehörde oder das Larldesderi<malamt mit einer Verkürzung der 
Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG). 

C2 B.odenschutzJAltlasten 

(§ 1a Abs. 1 BauGB und § 1Q Nr. ;) LBO) 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes 
(BodSchG), insbesondere § 4 wird hingewiesen. (§ 4.BodSchG F?»J) 
Darüber hinaus gelten die zum Schutz des Bodens getroffene·n Regelungen. 

Für den Umgang mit Böden, die zur RekUltivierung vorgesehen sind, 
für deren Lagerung und Einbringung, gelten die Vorgaben -des Heils 10, 
Boden-Abfall des Ministeriums für Umwelt,-Baden-Württemberg. Sollten im Zug·e 
der Bauarbeiten wider Erwarten stoffliche Bodenbelastungen angetroffen werden, 
ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen. 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
(§ 1 a Abs. 1 SauGB). 

Im Plangebiet betindet sich eHe Altablagerung "Vor dem Kreuzberg". die im Auftrag 
der Stadt orientierend untersucht wt,Irde, sowie der Schadensf.all "Hagellocher Weg 
11'-37" tGärtnereien), der durch Bodenaushub weitestgehend saniertwurde. Beide 
Flächen sind mit Handlungsbedarf B (Belassen) eingestuft. Es ist davon auszuge­
hen, dass bei Erdarbeiten bereichsweise entsorgungsrelevanter Bodenaushub an­
fällt :und eine Aushubüberwachung unter gutachterlicher Aufsicht erforderlich wer­
den kann, da verunreinigter Erdaushub (z.8. bei einer späteren Baumaßnahme) 
nlcht uneingeschränkt verwendet werden kann. 

ca Grundwasserschutz 

Wird bei Bauarb(:liten Grundwasse ,r erschlossen, so ist dies gemäß § 37 Abs. 4 
Wassergesetz dem Landratsarnt TÜbingen als untere Wasserbehörde unverzüg­
lich anzuzeigen; die Bauarbe'i1en sind bis zu einer Entscheidung des Landratsamts 
einzustellen. 
Sind im Rahmen von Baworhaben von vornherein Maßnahmen geplant, die in das 
Grundwassereingre ,ifen, so ist rechtzeitig vor deren Durchführung mit dem 



rat samt TOblngen als untere Wasserbehörde Verbindung aufzunehme:n. Mögli­
cherweise wird eine wasserrechtliche Erlaubnis für die geplanten Maßnahmen er 
forderlicll se in. 

Für die Dlmensionierung des Kanalnetzes muss die Straßenoberkanle als Rück­
staueben betrachtet werden . liegende Räume sind vom Gebäudeeigentü­
mer mittels einer Rückstauklappe oder einer Hebeanlage zusichern. 

C4 Nutzung der Solarenergie 

Solaranlagen sind im PtangebiE!t altgemernzu empfehle n. 



VERFAHRENSVERMERKE 

für B·PIBn und Milche aauvorschriften 

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Der Gemeinderat der Universitiils1iUldt Tübingen hat am Oil.05.2005 beschlossen, den Bsbauungsplan 
nach § 2 Abs. 1 BaL/gesetzbuch (83uGB) aufzustellen und elne frühzeitige 8a1eillgung dei Öffentlichkeit 
nach § 3 Abs. 1 SauGB durchzuführen. Der AufstBllul\jjsbeschluss ..... urde am 01.10.2005 oruübllch 
bekannigemaelll. 

FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Ans. 1 BauGB eriolg1.e im Rahmen einer 14-läglg!!l1 
Planauflage In der Zeit vom 10.10.2005 bis einschließlich 21,10.2005. Dabei wurde Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung der gegeben. 

BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Den Trägern öltenflicher Belange wurde gam, § 4 Abs. t BauGB vom 16.09.2005· 
21.10.2005 Gelegenheit zur stellungnahme gegeben. 

AUSLEGUNGSBESCHLUSS 
Der Booauungsplan und die Milchen Bauvorschritten wurden am 13.02.2005 Entwur1 gebilligt 
Gleichzeitig 'Nurde die Auslegung nacn § 3 Abs. 2 SauGB beschlossen. 

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 
Der Bebauungspiailenlwurf mit Begründung und den wesenUicheo, bereils vcrlillQ!II\den 
umYlellbe20genen Stellungnahmen einschließlich dar Milchen 8alNorschrifien wurden nach § 3 2 
BauGB nach vorheriger ortsüblicher Bekanr.tmaooung sm 16.02.2005 in der Fassung vom 20.01 .20CNl 
vom 27 .02,2006 bis einijChließlich 31.3.2006 3ffentlich 

BEHANDLUNG DER STELLUNGNAHMEN 
Die im Zuge der öffenfllchen Auslegung des geänderten BebauungsplanentwuIfes und des 
Salzungsentwurfes über die örtlidlen Bauvorscllriflen vorgetragenen Slel:ungnahmen wurden im 
GemeInderat der Universitätsstadt Tubingen sm 03.07.2006 behandaH 

SATZUNGSBESCHLUSS 
Der Gemeinderat der Universitälssladl Tübingen hat am 03.07.2006 den Bebauungsplen nach § 10 
BauGB und § 4 Gemeindeordnung (GernO) als Satzung Maßgeoond ist der Lageplan mil 
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen und Begriindul\Q vom 20.01,2006 sowie der UrnwaKbericht 
vom 26.01.2005 
und der Grunordnullgsplan vom 20.01 .2006. 
Der Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen hat am 0:\.07.2008 die örtlichen Bauvorschriften In aer 
Fassung '10m 20.01.2006 nach § 74 Landesbauordnung Baden.WÖrttamberg (LBO) und § 4 GemO 
als Salzung beschlossen. 

Die DUrc;hfUhrung der O.g, '1erfahrensschritte wird bestätigt: 

Tübing&l, der 04,07.2006 BOrgel1T1aisteramt 

AUSFERTIGUNG 
Tübingen, den 05.07,2000 

INKRAFTTRETEN 

in Vertretung 

Schreiber 
SB ubürgel1T1el61erin 

8(j rg ermei s le ramt 
In Vertretung 

Schreiber 
BaL/bürgermelster!n " 

Der Salzungsbeschluss des BebaL/ungsplanes und der über die örtlichen 
Beu'iol'5chriften wurden nach § 10 Abs. 3 BauGB am 25.08.2007 ortsüblich bekanntgemacht. Mb dl6ser 
Be1<annlmachung wurden der Bebauung3plan und die örtlichen 8auvQI'schriften rechtsverbindlich. 

JiiskOPf 
Stadlplanul1g311mt . 

Tlibingen, 27.08.2007 

Die örtlichen 'Nurden paraRel zum 86bauungsplan aufgestelll 



ANHANG 

PflanzUste 

Zur ,Anwendung sollen überwiegend die nachfolgend aufgef:Ohrten heImischen oder standortge-
rechten Gehölzarten kommen, Auf die Anpflanzung von Koniferen sollte verzichtet werden, 
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Bäume Acer campestre Feld-Ahom 10.-15 X 
Acer campestre '8sreijk' Feld-Ahorn 8-' 0 X 
Acer 20.-30 
Acer platanokFes 'Clevelancf Spitz-Ahorn 10.-20 X 
Acer platanoides 'Columnare' Spitz-Ahorn 10-20 X 
Acer platanoldes 'Olmstedt' Spitz-Ahorn 10.-20 X 
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn 20-30 X 
Ainus glutinosa Schwarz-Erle X X 
Ainus incana Grau-Erle 15-20 X 
8etula pe.ndula Birke 20-30 X 
Carpinus betulus Hainbuche ,15-20 X 
Carpinus betulus 'Fastigiata' Saulen-Hainbuche 15-20 X 
Corylus colurn a Baum-Hasel 10-20 X 
Fagus Rot-Buche 20-30 
Fraxinus excefsior Esche 20-30 X X 
,Fraxinusexcelsior 'Diversifo- Esche -20 X lia' 
Fl'axinus ,excelslor 'Atlas' Esche -20 X 
Fraxinus ·excelsior 'Globosa' Esche -10 X 
Fraxinus ,excelsior Esche -20 

X , 'Weslh.Glorie' 
Platanus Platane >20 X 
Populus tfemula Zitter app&1 10.·25 X 
Prumis avium Vogel-Kirsche 10-25 X 
Prunus padus Trauben-Kirsche 5-15 X 
Pyrus calleriana ,Chanticleer' -20 X 
Quer-cuspetraea Trauben-Elche 20-30 X X 
Quercus :robur Stiel-Eiche 20-30 X X X 
Salix alba 20-25 X X 
Tilia cordata Winter-Linde .20-25 
Tilia cordata 'Greenspire' Stadt-linde 15-20 X 
Tilia cordata 'Rancho' Kleinbl. -20 X 
Tilia platyphyllos Sommer-Linde 20-30 
Tilia. tomentosa ,Brabant' Silber-Linde 20-25 X 
Ulmus glabra Berg-Ulme 20-30 

Sträucher Comus sanguinea Roter Hartriegel 2-5 X 
'Corylus avellana Haselnuß 2-8 X 
Crataegus laevigata Zweigriffliger Wei ßdom 2-5 
Crat.aegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 1-5 



," 

Crataegus monogyna ,Stri(;ta' I SäIJlendom /1-5 I - X 
1 Euony,-nus euroPlilS'US Pfaffenhulchen ,2--6, X X : 

FranguJa ainuS Faulbaum 2-4 X 
v'Ltlgare Uguster . 1-5 X 

1 tonic ,era " "Role 2-4 
, Prunus , spinosa . Sc.Illehe 2-3 X 

Rhamnus calhartica 2-4 
ROsa canina Hunds-Rose 1-3 X 
Ras;a rubiginosB., Wein-Rose 1-<3 -l 

, 5al-ixaurita I X 
I ,Sal-Weide 3-8 i I X j Salo. cin.",. Grau-Weide 'j X 
. SaUx tria:nc;lra 3-3 X ! I. l' 

SaHx viminalis • Korb-Weide 5-l0 I . X , 
S:alix purp:ur.fia Ptlrpur.Weide :2-4 X X 
Salix TubeRS· Fahl-Weide 2-4 ' ,.X .x 

, SaFTJbUCU$ njgra ' Schwarzer Holunder 2-7 X 
. Sambucus racampsa ' Traoben-Holunder 2-5 
Viburnum 'Iantana WOlliger Schneeball ,3-5 X 
Viburnum o.pulus Gemeiner Schneeball 3-4 X 

Quel,len: GebietsheimfscheGehölzein Baden-Württemberg, LW. Kaflswhe2002 
Stra'B:enbaumli'Ste der stand 2001 
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prof. dr. ing. gerd baldauf 
Freier Architekt BDA und 81sdtplener 
Schrelberstraßa 27 70199 Stutlgart 
Tel. 07111 96787-0 Fax 0711/96787 -22 
e . mail Info@gerdbaldauf de 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tübinger Höhen

 
Bei den Höhenangaben im zeichnerischen  

Teil des Bebauungsplans handelt es sich  

um Angaben im Tübinger Höhensystem. 


